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den von einem Unfall Betroffenen ist eine gesonderte 
Unfallmeldung zu erstatten;

b) meldepflichtige Berufskrankheiten sowie entsprechende 
Verdachtsfälle nach Bekanntwerden unverzüglich der 
Arbeitshygieneinspektion des zuständigen Rates des Be­
zirkes bzw. Medizinischen Dienstes zu melden;

c) Massenunfälle und -erkrankungen, tödliche Arbeits­
unfälle und Arbeitsunfälle mit schweren Körperschäden 
sofort fernmündlich, fernschriftlich oder telegrafisch dem 
zuständigen Kreisarzt, dem übergeordneten Organ und 
der zuständigen Arbeitsschutzinspektion zu melden. Be­
deutende Sachschäden, die mit Mängeln im Gesundheits­
und Arbeitsschutz Zusammenhängen können, sind in 
gleicher Weise dem übergeordneten Organ und der zu­
ständigen Arbeitsschutzinspektion zu melden. Über alle 
aufgeführten Ereignisse ist gleichzeitig die zuständige 
Dienststelle der Deutschen Volkspolizei zu informieren.

■ . II.

Aufgaben der Minister und Leiter der anderen 
zentralen Staatsorgane, der Vorsitzenden der

örtlichen Räte sowie der Leiter der wirtschaftsleitenden 
und ihnen gleichgestellten Organe

§18
Der Staatssekretär für Arbeit und Löhne ist im Rahmen 

seiner Zuständigkeit verantwortlich für die Ausarbeitung ge­
samtstaatlicher Grundsätze der Leitung und Planung des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes sowie für die Vorbereitung 
entsprechender Entscheidungen des Ministerrates. Das Staats­
sekretariat für Arbeit und Löhne hat insbesondere /

a) den zuständigen zentralen Staatsorganen Planaufgaben 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes Vorzuschlagen und 
bei der Koordinierung entsprechender Aufgaben der 
zentralen Staatsorgane mitzuwirken;

b) in Abstimmung mit den zuständigen Ministerien und 
anderen zentralen Staatsorganen sowie mit Zustimmung 
des Bundesvorstandes des Freien Deutschen Gewerk­
schaftsbundes die Systematik der Grundlagenstandards 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brandschut­
zes und der Arbeitsschutzanordnungen einschließlich der 
Arbeitsschutz- und Brandschutzanordnungen zu bestim­
men sowie die Ausarbeitung und Gestaltung dieser 
Rechtsvorschriften zu koordinieren;

c) Grundsätze für die Gestaltung sicherer und erschwernis­
freier Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Arbeitsstät­
ten sowie für die Aus- und Weiterbildung im Gesund­
heits- und Arbeitsschutz herauszugeben;

d) die Sicherheitsinspektoren der zentralen Staatsorgane 
und die Ämter für Arbeit und Löhne bei den Räten der 
Bezirke auf dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes fachlich anzuleiten und in ihrer Tätigkeit zu 
unterstützen;

e) die internationalen Erfahrungen auf dem Gebiet des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes auszuwerten und an 
der weiteren Entwicklung auf diesem Gebiet im inter­
nationalen Maßstab, insbesondere durch Zusammenarbeit 
mit der UdSSR und den anderen Mitgliedsländern des 
RGW, mitzuwirken;

f) auf die bedarfsgerechte Bereitstellung und die Qualität 
der sicherheitstechnischen Mittel, Körperschutzmittel so­
wie Meß- und Prüfgeräte zur Ermittlung von Gefähr­
dungen bzw. Erschwernissen Einfluß zu nehmen. Es hat 
die Staatsplan- und Ministeriumsbilanzen für diese Mit­
tel und Geräte zu bestätigen.

' §19
(1) Die Minister und Leiter der anderen zentralen Staats­

organe, die Vorsitzenden der örtlichen Räte sowie die Leiter 
der wirtschaftsleitenden und ihnen gleichgestellten Organe 
haben, durch Anleitung, Koordinierung und Kontrolle zu

sichern, daß der Gesundheits- und Arbeitsschutz sowie Brand­
schutz in alle Phasen des Reproduktionsprozesses einbezogen 
und ständig vervollkommnet wird. Das schließt ein, Voraus­
setzungen für die Einhaltung von Rechtsvorschriften und die 
Erfüllung von Auflagen der Organe gemäß den §§ 293 und 
294 des Arbeitsgesetzbuches zu schaffen.

(2) Die Minister und Leiter der anderen zentralen Staats­
organe, die Vorsitzenden der örtlichen Räte sowie die Leiter 
der wirtschaftsleitenden und ihnen gleichgestellten Organe 
haben zur Unterstützung bei der Erfüllung ihrer Pflichten im 
Gesundheits- uncEArbeitsschutz Sicherheitsinspektoren einzu­
setzen bzw. Sicherheitsinspektionen zu bilden. Die Sicher­
heitsinspektoren bzw. Leiter der Sicherheitsinspektionen sind 
grundsätzlich den Leitern der genannten Organe direkt zu 
unterstellen.

(3) Die Entwicklung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
sowie Brandschutzes, insbesondere der erreichte Stand der 
Arbeitssicherheit und der arbeitshygienischen Bedingungen, 
die Ursachen der Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten und an­
deren arbeitsbedingten Gesundheitsschäden sowie Brände und 
Havarien, ist regelmäßig zu analysieren und mit den Leitern 
der direkt unterstellten Organe und Betriebe im Rahmen 
ihrer Rechenschaftslegungen auszuwerten. Die Verbesserung 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brandschutzes 
hat vorrangig über die planmäßige Entwicklung von Wissen­
schaft und Technik zu erfolgen.

§ 20
Rechtsvorschriften

(1) Die Minister und Leiter der anderen zentralen Staats­
organe haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit Rechtsvor­
schriften des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brand­
schutzes zu erlassen bzw. für den Erlaß durch den Leiter des 
zuständigen zentralen Staatsorgans vorzubereiten. Die Fest-' 
legungen über den Gesundheits- und Arbeitsschutz sowie

-• Brandschutz in Rechtsvorschriften sind insbesondere auf die 
Gewährleistung sicherer und erschwernisfreier Arbeitsbedin­
gungen entsprechend den im § 3 genannten Gestaltungsforde­
rungen zu richten.

(2) Verallgemeinerungsfähige Forderungen zur Gewährlei­
stung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brand­
schutzes sind in staatlichen Standards festzulegen.2 Ist in 
Ausnahmefällen die Ausarbeitung neuer bzw. die Überarbei­
tung geltender Arbeitsschutzanordnungen (ASAO) einschließ­
lich Arbeitsschutz- und Brandschutzanordnungen (ABAO) er­
forderlich, so bedarf dies der Zustimmung des Staatssekretärs 
für Arbeit und Löhne, des Ministers für Gesundheitswesen 
und des Bundesvorstandes des Freien Deutschen Gewerk­
schaftsbundes.

(3) ТЯе Arbeitsschutzanordriungen sind in Abstimmung mit 
den Ministern und Leitern der anderen zentralen Staatsorgane, 
für deren Bereich sie ebenfalls gelten, und mit Zustimmung 
des Staatssekretärs für Arbeit und Löhne, des Ministers für 
Gesundheitswesen und der Zentralvorstände der zuständigen 
Industriegewerkschaften oder Gewerkschaften zu erlassen. 
Arbeitsschutz- und Brandschutzanordnungen sind darüber 
hinaus mit Zustimmung des Ministers des Innern und Chefs 
der Deutschen Volkspolizei zu erlassen.

(4) Die Leiter der den Betrieben übergeordneten Organe 
haben den Leiter des zuständigen zentralen Staatsorgans in 
Kenntnis zu setzen, wenn sie den Erlaß spezieller Rechtsvor­
schriften für Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Arbeits­
stätten für erforderlich halten.

§21
Sonderregelungen

(1) Für Abweichungen von Festlegungen des Gesundheits­
und Arbeitsschutzes sowie Brandschutzes in staatlichen Stan-

2 z. Z. gilt die Sechste Du. . führungsbestimmung vom 26. Juni 1974 
zur Standardisierungsveroraiiang - Standardisierung von Forderun­
gen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brandschutzes — 
(GBl. 1 Nr. 35 S. 334).


